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Berichtigung der Besteuerung von
Handwerkerleistungen
FÜR UMSATZSTEUERPFLICHTIGE

Ein selbstständiger Handwerksmeister baute in den Streitjahren 2012 und 2013 Heizungs-,
Lüftungs- und Sanitäranlagen in vier Gebäuden des Bauträgers ein. Zunächst wurde
Umsatzsteuer ausgewiesen und abgeführt. Später jedoch geändert abgerechnet unter Berufung
auf das Reverse-Charge-Verfahren (gemäß § 13b Abs. 2 Nr. 4 Umsatzsteuergesetzes - UStG -
alte Fassung), wonach der Leistungsempfänger (hier: Bauträger) die Umsatzsteuer schuldet. Im
Streitfall erfolgte keine förmliche Abnahme der Bauleistungen und die Wohnungen wurden erst
ab Januar 2014 bezogen. Auf Grund eines Urteils des Bundesfinanzhofs aus 2013 wurde die
bisherige Verwaltungsauffassung zur Steuerschuldnerschaft von Bauträgern korrigiert. Ende 2014
beantragte der Bauträger die Erstattung der gezahlten Umsatzsteuer, woraufhin das Finanzamt
die Umsatzsteuerbescheide des Handwerkers änderte, was zu einer Nachforderung von
Umsatzsteuer führte. Der Kläger, inzwischen Rechtsnachfolger des Handwerkers, wandte sich
gegen die geänderten Bescheide mit dem Argument, dass er auf die frühere
Verwaltungsauffassung vertraut habe und daher Vertrauensschutz (§ 176 Abs. 2
Abgabenordnung) genieße. Die gegenteilige Regelung in § 27 Abs. 19 UStG sei verfassungs- und
europarechtswidrig.

Das Finanzgericht Nürnberg bestätigte die Anwendbarkeit des § 27 Abs. 19 UStG. Bei irrtümlicher
Anwendung des § 13b UStG sei eine Korrektur der Umsatzsteuer auch für Altjahre zulässig, wenn
der Leistungsempfänger eine Erstattung beantrage. Vertrauensschutz scheide aus, da der
Gesetzgeber diesen über § 27 Abs. 19 Satz 2 UStG ausschließe. Entscheidend für die
Anwendbarkeit von § 27 Abs. 19 UStG sei, dass die Leistungen vor dem 15.02.2014 erbracht wurden.
Dies sei nach Auffassung der Richter bereits dann der Fall, wenn der Unternehmer vor diesem
Stichtag Abschlagszahlungen erhalten habe. Die genaue Abnahme der Bauleistung sei
unerheblich (Az. 2 K 1246/22).

H I N W E I S

§ 27 Abs. 19 UStG lässt eine Korrektur der Steuerfestsetzung zu, wenn der Leistungsempfänger die
Steuererstattung verlangt und beide Seiten irrtümlich von einer Steuerschuld nach § 13b UStG
ausgingen.

Dieser Beitrag gibt den Stand zum Zeitpunkt der Ausgabe (September 2025) wieder und ersetzt keine individuelle
Beratung. Sprechen Sie uns an: +49 8122 228850 · renate.orthuber@stb-orthuber.de
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